
Beglaubigte Abschrift 

VG 18 L 81.16 

VERWALTUNGSGERICHTBERLIN 

In der Verwaltungsstreitsache 

des  
 

BESCHLUSS 

  

Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Stefan Gräbner, 
Kantstraße 154 A, 10623 Berlin, 

gegen 

das Land Berlin, 
vertreten durch die Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft, 
Bernhard-Weiß-Straße 6, 10178 Berlin, 

hat die 18. Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin 
durch 

den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Lorenz 
als Einzelrichter 

am 19. April 2016 beschlossen : 

Antragstellers, 

Antragsgegner, 

Dem Antragsteller wird für das erstinstanzliche Eilverfahren Prozesskostenhilfe ohne 
Zahlungsbestimmungen bewilligt und Rechtsanwalt Stefan Gräbner beigeordnet. 
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Die aufschiebende Wirkung der Klage zum Geschäftszeichen VG 18 K 82.16 gegen 
den Bescheid der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft vom 
22. Februar 2016 wird angeordnet. 

Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens . 

Gründe 

Allein der als Hilfsantrag sinngemäß gestellte Antrag des Antragstellers, 

die aufschiebende Wirkung seiner Klage zum Geschäftszeichen VG 18 K 
82.16 gegen den Bescheid der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft vom 22. Februar 2016 anzuordnen, 

ist zulässig, während eine einstweilige Anordnung nach § 123 VwGO, wie sie in ers­

ter Linie begehrt wird, nach der Bestimmung in § 123 Abs. 5 VwGO ausscheidet. Die 

Vorschriften der Absätze 1 bis 3 des § 123 VwGO gelten nach dessen Absatz 5 nicht 

für die Fälle der §§ 80 und 80a des Gesetzes. Hier richtet sich der vorläufige 

Rechtsschutz jedoch nach § 80 Abs. 5 VwGO, denn der vom Antragsteller erhobe­

nen Klage gegen die Beendigungsverfügung des Antragsgegners kommt gemäß § 

42f Abs. 3 Satz 1 SGB VIII keine aufschiebende Wirkung zu (vgl. hierzu auch § 80 

Abs . 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO). Der hilfsweise gestellte Antrag auf Anordnung der Auf­

schiebenden Wirkung der Klage ist nach überschlägiger Prüfung begründet. 

§ 42f Abs. 3 SGB VIII gibt seit dem 1. November 2015 vor, dass eine Entscheidung 

des Jugendamtes, aufgrund der Altersfeststellung nach dieser Vorschrift die vorläu­

fige lnobhutnahme nach § 42a oder die lnobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 3 abzulehnen oder zu beenden, grundsätzlich sofort vollziehbar sein soll. 

Eine hiervon abweichende gerichtliche Anordnung der aufschiebenden Wirkung ge­

mäß§ 80 Abs. 5 i. V. m. § 80 Abs . 2 Nr. 3 VwGO setzt eine eigenständige Interes­

senabwägung des Gerichts voraus, die sich vorrangig an dem Ergebnis einer sum­

marischen Prüfung der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Verwaltungsaktes orien­

tiert. Ergibt diese Prüfung, dass der Verwaltungsakt offensichtlich rechtmäßig ist, 

überwiegt in der Regel das öffentliche Interesse an einem sofortigen Vollzug der 

Maßnahme. Ergibt die Prüfung hingegen, dass der Verwaltungsakt offensichtlich 

rechtswidrig ist, überwiegt das Interesse des Antragstellers, auch schon vorläufig 

von der Maßnahme verschont zu werden, denn an dem Vollzug eines offensichtlich 

- 3 -



- 3 -

rechtswidrigen Verwaltungsaktes kann kein öffentliches Interesse bestehen. Lä sst 

sich die Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes und damit die Erfolgsaussicht des 

Hauptsacheverfahrens mit den Mitteln des gerichtlichen Eilrechtsschutzverfahrens 

nicht eindeutig klären, ist die weitere Abwägung der widerstreitenden Interessen an­

hand einer Folgenbetrachtung vorzunehmen, wobei zu beachten ist, dass der Ge­

setzgeber einen grundsätzlichen Vorrang des Vollziehungsinteresses angeordnet hat 

und es deshalb besonderer Umstände bedarf, um eine hiervon abweichende Ent­

scheidung zur rechtfertigen, und sich folglich in mehr oder minder starkem Maße 

auch die Darlegungslast des.Antragstellers verschiebt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 

10. Oktober 2003 - 1 BvR 2025/03 - NVwZ 2004, 93, juris Rn. 21 f.; BVerwG, Be­

schluss vom 14. April 2005 - 4 VR 1005.04 - BVerwGE 123, 241, juris Rn. 11 f.; OVG 

Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 15. Mai 2014 - OVG 6 S 10.14 -). Gemessen 

hieran hegt das Gericht ernstliche, zumindest aber überwiegende Zweifel an der 

Rechtmäßigkeit der vom Antragsgegner mit Bescheid vom 9. März 2016 getroffenen 

Entscheidung, die jugendhilferechtliche lnobhutnahme des Antragstellers zu been­

den . Bei einer Folgenabwägung ist zu Gunsten des möglicherweise jugendlichen 

Antragstellers vorläufiger Rechtsschutz zu gewähren. 

Eine auf§ 42 Abs. 1 SGB VIII gestützte lnobhutnahme setzt allerdings voraus, dass 

die in Obhut genommene Person das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Ob 

der Antragsteller diese vom SGB VIII über eine gesetzliche Begriffsbestimmung für 

dieses Rechtsgebiet abschließend gezogene Altersgrenze (vgl. für den hier allein 

maßgeblichen Begriff des Jugendlichen§ 7 Abs . 1 Nr. 2 SGB VIII) zum Zeitpunkt des 

Erlasses des angefochtenen Bescheids oder zumindest bis zum heutigen Tage be­

reits überschritten hatte oder aber seinerzeit und weiterhin noch dem anspruchsbe­

rechtigten Personenkreis unterfällt , lässt sich nicht ohne weiteres feststellen . Er 

selbst behauptet, am 12. November 1999 in Benin geboren worden zu sein. Wenn 

dies zuträfe, würde er sich gegenwärtig im 17. Lebensjahr befinden . Seine Altersan­

gabe stützende Unterlagen hat er im Verwaltungsverfahren nicht vorgelegt. Die 

erstmals im gerichtlichen Verfahren eingereichte Kopie einer handgeschriebenen 

Geburtsurkunde hat nach überschlägiger Prüfung keine Aussagekraft. Abgesehen 

davon, dass nicht erklärt wird, wie er an diese Urkunde gelangt sein will, ist dieses in 

französischer Sprache gehaltene Dokument allem Anschein nach erst am 14. März 

2016 erstellt worden und lässt nicht erkennen , auf welchen Erkenntnissen die darin 

enthaltenen Angaben gründen. Immerhin soll er bei seiner Befragung u. a. durch 

eine Mitarbeiterin des Antragsgegners am 22. Februar 2016 dem aktenkundigen Pro­

tokoll nach angegeben haben , unehelich gezeugt worden zu sein, sein Vater nicht zu 
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kennen und nach dem Tod seiner Mutter im Jahr 2012 bei einem zwischenzeit li c h 

auch verstorbenen Mann gelebt zu haben, dessen Kinder ihn nach dem Tod des 

Stiefvaters unter schweren Auseinandersetzungen aus dem Haus gewiesen hätt en . 

Danach fragt sich, über welche Personen im Heimatland er Monate nach seiner Aus­

reise an die angebliche Geburtsurkunde gelangt sein will. Dennoch sind aus anderen 

Gründen derzeit erhebliche Zweifel an der vom Antragsgegner angenommenen Vol l­

jährigkeit begründet. 

Soweit sich der Antragsgegner für seine Alterseinschätzung auf das Ergebnis ei ner 

ebenfalls am 22 . Februar 2016 erfolgten Inaugenscheinnahme und Alterseinschät­

zung einer Mitarbeiterin des Antragsgegners, die sich gemeinsam mit einer Mita r bei­

terin der FSD Stiftung gesprächsweise einen persönlichen Eindruck von dem An­

tragsteller verschafft hatte, stützt, kann ihm nicht gefolgt werden. Nach dem Prot okoll 

stellten die mit der Befragung betrauten Personen bei ihm u. a. eine tiefe, ausge reif­

te Stimme fest. Hinsichtlich der Haare notierten sie Geheimratsecken. Auf der Stirn 

und am Hals weise er zudem sichtbare Linien auf, ein Kehlkopf sei sichtbar, hinge­

gen kein Bartwuchs. Bezüglich der Gesichtszüge hielten sie fest, der Antragsteller 

verfüge über eine hohe Stirn und kleine Augen, zudem schmale Hände mit leichten 

Knitterfalten. Der Körperbau wird mit „schma l/schlank, hochgewachsen" beschrie­

ben. Hinsichtlich des Verhaltens des Antragstellers im Gespräch hielten sie fest, die­

ser sei sehr stark redebedürftig gewesen, habe belastet und verzweifelt gewirkt und 

wenig Bl ickkontakt aufgenommen. Der abschließend protokollierte Gesamteindruck, 

wonach sowohl das Erscheinungsbi ld als auch das Verhalten auf Volljährigkeit hät­

ten schließen lassen, erscheint angesichts der dargestellten Einzelfeststellungen 

nicht aus sich heraus plausibel. Das im Verwaltungsvorgang befindliche Lichtbild 

weist gleichfalls nicht eindeutig auf Volljährigkeit hin . 

Hingegen hat der Antragsteller im gerichtlichen Verfahren u. a. eine ärztliche Ste l­

lungnahme der Fachärztin für Kinder- und Jugendmedizin Dr. E. J.-R. vom 1. April 

2016 eingereicht, welche erhebliche Zweife l an der Richtigkeit der Alterseinschät­

zung des Antragsgegners weckt. Diese gibt an, den Antragsteller am 26. März 2016 

in der Erste-Hi lfe-Station des St. Josef-Krankenhauses als diensthabende Kinder­

und Jugendärztin ärztlich behandelt zu haben. Hierzu beschreibt sie anschaulich, 

wie es zunächst zu einer Zuweisung des Antragstellers zur internistischen Abteilung 

gekommen sei, da der Antragsteller nach dem von ihm vorgelegten Behand lungs­

ausweis 18jährig habe sein sollen. Der dortige Internist sowie die internistischen 

Ambulanzschwestern hätten jedoch erhebliche Zweife l gehabt, mit ihm einen volljäh ­

rigen Erwachsenen vor sich zu haben und hätten daher ihren Rat eingeholt. Frau Dr. 
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J.-R. gibt darüber hinaus an, sie habe mit ihm in französischer Sprache ein anam­

nestisches Gespräch geführt und sei zu der Überzeugung gelangt, einen Jugendli­

chen und keinen Erwachsenen vor sich zu haben. Sie setzt sich zug leich mit einigen 

der bei der behördlichen Alterseinschätzung zugrunde gelegten äußeren Merkmale 

des Antragstellers (tiefe, ausgereifte Stimme, Stirn- und Halsfalten, sichtbarer Kehl­

kopf, bereits bestehende Geheimratsecken, Stirn und Hände leicht faltig, schmale, 

hochgewachsene Figur) auseinander und erklärt diese als für eine Altersbestimmung 

ungeeignet; derartige sekundäre Geschlechtsmerkmale seien je nach Beginn der 

Pubertät bereits mit 13 Jahren vorhanden. Zwar sei angemerkt, dass der Antragstel­

ler bei seiner Befragung am 22. Februar 2016 ausweislich des bereits angesproche­

nen Protokolls keine französischen Sprachkenntnisse angegeben hat. Vielmehr soll 

er seine Muttersprache mit „Gambari" angegeben und nach weiteren Sprachkennt­

nissen gefragt lediglich „Dendi" zu Protokoll gegeben haben . Im gerichtlichen Verfah­

ren hat er (Schriftsatz seines Bevollmächtigten vom 18. März 2016) sogar als einzige 

von ihm beherrschte Sprache „Dendi" genannt und ist ebenfalls von Französisch­

kenntnissen keine Rede . Dem kann und muss in dieser Stelle jedoch nicht näher 

nachgegangen werden, denn in die gleiche Richtung wie die ärztliche Stellungnahme 

von Frau Dr. J.-R. weist eine ebenfalls im gerichtlichen Verfahren eingereichte weite­

re ärztliche Stellungnahme des Facharztes für Allgemeinmedizin Dr. G  vom 

19. März 2016. Dieser hat darin seine beim Antragsteller am 15. März 2016 erhobe­

nen Befunde dargestellt und ist abschließend zu dem Ergebnis gelangt, es habe sich 

ein altersentsprechender Befund eines 16jährigen Jugendlichen ergeben. Selbst 

wenn beide Mediziner kein valides Altersgutachten erstellt haben, erschüttern ihre 

Einschätzungen die Alterseinschätzung seitens der nicht in höherem Maße fachkun­

digen Behördenmitarbeiterin vom 22. Februar 2016 und damit die Grundlage des 

angefochtenen Bescheides doch in einem Maße, welches Anlass zur Gewährung 

vorläufigen Rechtsschutzes gibt. 

Bei dieser Sachlage spricht im Übrigen viel dafür, dass im Falle des Antragstellers 

ein Zweife lsfall im Sinne des§ 42f Abs. 2 Satz 1 SGB VIII (siehe auch : BT-Drs . 

18/6392, S. 20 f .) gegeben und damit zumindest jetzt eine Pflicht des Jugendamtes 

begründet ist, von Amts wegen eine ärztliche Untersuchung zur Altersbestimmung zu ver­

anlassen, sollte er weiterhin von einer Volljährigkeit des Antragstellers ausgehen. 

Angesichts der obigen Ausführungen bestehen hin.reichende Erfo lgsaussichten des 

Ei lantrages und war dem Antragsteller die begehrte Prozesskostenhilfe zu gewähren 

(vgl.§ 166 VwGO i. V. m. § 114 ZPO). 
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Die Kostenentscheidung folgt aus§ 154 Abs. 1 VwGO . Das Verfahren ist gerich ts­

kostenfrei (§ 188 Satz 2 VwGO). 

Rechtsmittelbelehrung 

Hinsichtlich der Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist die Entscheidung für die Be­
teiligten unanfechtbar (vgl. § 166 VwGO i. V. m. § 127 Abs. 2 und 3 ZPO) . Im Ü ~ ri ­
gen ist gegen diese Entscheidung die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg zulässig. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Be r lin, 
schriftlich oder in elektronischer Form (Verordnung über den elektronischen Rechts­
verkehr mit der Justiz im lande Ber!in vom 27. Dezember 2006, GVBI. S. i 183, in 
der Fassung der Zweiten Änderungsverordnung vom 9. Dezember 2009, GVBI. S. 
881) einzulegen. Die Frist für die Einlegung der Beschwerde endet zwei Wochen 
nach Zustellung dieser Entscheidung. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevoll­
mächtigte vertreten lassen . Dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde. Als Be­
vollmächtigte sind Rechtsanwälte und Rechtslehrer an einer staatlichen oder staat­
lich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder der Schweiz mit Befähigung zum Richteramt zugelassen . Darüber hinaus kön­
nen auch die in § 67 Abs . 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 der Verwaltungsgerichtsordnung be­
zeichneten Personen und Organisationen auftreten. Ein als Bevollmächtigter zuge­
lassener Beteiligter kann sich selbst vertreten . Behörden und juristische Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch Beschäftigte mit Befä­
higung zum Richteramt vertreten lassen; das Beschäftigungsverhältnis kann auch zu 
einer anderen Behörde, juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einem der 
genannten Zusammenschlüsse bestehen. Richter dürfen nicht vor dem Gericht, eh­
renamtliche Richter nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören. 

Lorenz 

Beglaubigt 




